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Klimaschutz in Gefahr! Regierung plant
drastische Kürzungen – Proteste werden

laut!
Kritik an Klimaschutzplänen: Politiker und Organisationen

warnen vor negativen Folgen und fehlendem sozialen
Ausgleich.

Burgenland, Österreich - Die politische Landschaft in
Österreich brodelt! Angekündigte Sparmaßnahmen der
Regierung unter Beteiligung von FPÖ und ÖVP stoßen auf heftige
Kritik. Das geplante Ende des Klimabonus sowie erhebliche
Kürzungen in der Umweltförderung sind nur einige der Punkte,
die auf Widerstand stoßen. Umweltorganisationen wie Global
2000 und Greenpeace äußern sich besorgt über die Risiken, die
diese Maßnahmen für den Klimaschutz mit sich bringen.
Gewessler, die Klimaschutzministerin der Grünen, bezeichnete
die Kürzungspläne als „ideologisch getrieben und gefährlich“.
Sie betonte, dass alles, was dem Klimaschutz dient, teurer und



somit unattraktiver gemacht werde.

Kritik und Widerstand

Die Reaktionen auf die sizialdemokratischen Einschnitte sind
unüberhörbar. Jan Krainer, Budgetsprecher der SPÖ, warf der
Koalition vor, die finanziellen Lasten vor allem auf die arbeitende
Bevölkerung abzuwälzen und stellte fest, dass die Banken von
der Krise profitierten. Auch die NEOS äußern Bedenken und
fordern eine langfristige Strategie anstelle von kurzfristigen
Einsparungen. Sie betrachteten die vorgelegten Pläne als
unzureichend. Besonders verärgert zeigen sich viele über die
Abschaffung des Klimabonus, die im Kontext einer weiterhin
bestehenden CO2-Steuer effektiv als Steuererhöhung
wahrgenommen wird. Zudem befürchten Kritiker, dass die
Kürzungen die soziale Ungleichheit verstärken könnten, wie
auch die Gewerkschaft ÖGB unterstreicht.

Laut Berichten über die geplanten Veränderungen sollen
teilstaatliche Unternehmen ihren Beitrag zu den Einsparungen
leisten. Insgesamt werden von diesen 450 Millionen Euro aus
Dividenden sowie Einsparungen im Rahmenplan von ÖBB
erwartet. Außerdem wird eine Reduzierung des Kilometergeldes
für motorisierte Fahrzeuge und Fahrräder angestrebt. Als
besonders kritisch wird die Erhöhung der Versicherungssteuer
für Elektrofahrzeuge von den Oppositionsparteien angesehen,
was als Rückschritt in der Unterstützung für umweltfreundliche
Mobilität wahrgenommen wird. Der Druck auf die Ministerien
steigt, da 1,1 Milliarden Euro aus dem Budget eingespart werden
sollen, was bedeutende Einschnitte in verschiedenen Bereichen
zur Folge haben könnte, so news.at.

Die aktuelle Situation erfordert ein Mitwirken aller politischen
Akteure, doch die Meinungen darüber, wie dies zu erreichen ist,
könnten nicht weiter auseinandergehen. Angesichts der
anhaltenden öffentlichen Diskussionen über die
Sparmaßnahmen bleibt abzuwarten, ob die Regierung ihre Pläne
umsetzen kann oder ob der Widerstand der Opposition und der

https://www.news.at/politik/blau-schwarz-will-klimabonus-und-bildungskarenz-abschaffen


Bürger zu einer Neubewertung der Strategie führt, wie auch 
kleinezeitung.at berichtete.
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